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Übersicht:  
Gesetz zur Stärkung der beruflichen Weiterbildung  

und des Versicherungsschutzes in der Arbeitslosenve rsicherung 
(AWStG) 

Stand: 02.06.2015 (2. und 3. Lesung), Inkrafttreten: 01.08.2016 
 

• ArbN, die noch nicht über einen Berufsabschluss ver-
fügen, können zur Vorbereitung auf eine abschluss-
bezogene berufliche Weiterbildung Förderleistungen 
zum Erwerb notwendiger Grundkompetenzen in den 
Bereichen Lesen, Schreiben, Mathematik und Infor-
mations- und Kommunikationstechnologien erhalten 
(Erweiterung der beruflichen Weiterbildungsförderung 
Geringqualifizierter). 

• Zur Stärkung von Motivation und Durchhaltevermö-
gen erhalten Teilnehmer an einer abschlussbezoge-
nen, nach dem 31. Juli 2016 beginnenden Weiterbil-
dung beim Bestehen einer durch Ausbildungsverord-
nung vorgeschriebenen Zwischenprüfung eine Prämie 
von 1 000 Euro, beim Bestehen der Abschlussprüfung 
eine Prämie von 1 500 Euro. 

• Die Weiterbildungsförderung für Beschäftigte in klei-
nen und mittleren Unternehmen, die für jüngere ArbN 
unter 45 Jahren bis Ende des Jahres 2020 befristet 
ist, wird weiter flexibilisiert. Die Möglichkeiten der Ko-
finanzierung von beruflicher Weiterbildung durch die 
AA  und ArbG werden gestärkt. 

• Die Zugangswege von ArbN zur abschlussbezogenen 
beruflichen Weiterbildung und zum Erwerb von 
Grundkompetenzen werden neben der Fördermög-
lichkeit über Bildungsgutscheine durch die Option ei-
ner Vergabe von Maßnahmen durch die AA verbrei-
tert. 

• Für von Restrukturierungen betroffene ArbN in Trans-
fergesellschaften (Bezug von Transfer-Kug) wird eine 
neue Fördermöglichkeit bei beruflicher Weiterbildung 
eingeführt. Danach können notwendige Qualifizierun-
gen von älteren ArbN ab Vollendung des 45. Lebens-
jahres und von gering Qualifizierten in einer Transfer-
gesellschaft gefördert werden, wenn der ArbG min-
destens 50 Prozent der Lehrgangskosten trägt. Die 
Fördermöglichkeit umfasst auch Maßnahmen, die zu 
einem Abschluss in einem Ausbildungsberuf führen. 

• Um die Eingliederung von Langzeitarbeitslosen und 
Arbeitslosen mit schwerwiegenden Vermittlungs-
hemmnissen zu verbessern, wird die mögliche Dauer 
von Maßnahmen oder Teilen von Maßnahmen zur 
Aktivierung und beruflichen Eingliederung, die bei o-
der von einem ArbG durchgeführt werden, für diesen 
Personenkreis von sechs auf zwölf Wochen verlän-
gert. Die Regelung soll die Eingliederung dieser Per-
sonengruppe in den Arbeitsmarkt unterstützen, indem 
diese auch für eine berufliche Weiterbildung gewon-
nen werden können. – Mit der Änderung wird eine be-
reits im SGB II existierende Ausnahmeregelung für 
Langzeitarbeitslose und unter 25-Jährige mit schwer-

wiegenden Vermittlungshemmnissen ins Rege-
linstrumentarium des SGB III aufgenommen und auf 
über 25-Jährige erweitert. Damit können auch gering 
qualifizierte Arbeitslose im Rechtskreis SGB III von 
diesen längeren Maßnahmen profitieren. Gleiches gilt 
für Nichtleistungsempfänger, sowie Leistungsberech-
tigte nach dem AsylbLG, die zur Arbeitsvermittlung im 
SGB III betreut werden und schwerwiegende Vermitt-
lungshemmnisse aufweisen. Die Regelung gilt auch in 
der Grundsicherung für Arbeitsuchende. 

• Die Regelungen zum Arbeitslosenversicherungs-
schutz bei Kindererziehung werden erweitert. Soweit 
Zeiten der Erziehung nicht bereits im Rahmen der 
Regelungen zum beitragsfreien Versicherungsschutz 
bis zum dritten Lebensjahr eines Kindes abgesichert 
sind, kann der Versicherungsschutz bei Inanspruch-
nahme einer Elternzeit für Zeiten nach Vollendung 
des dritten Lebensjahres des Kindes künftig im Wege 
der freiwilligen Weiterversicherung durch Zahlung ei-
gener Beiträge aufrechterhalten werden, sofern in der 
Rahmenfrist für mindestens zwölf Monate ein Versi-
cherungspflichtverhältnis oder unmittelbar vor der El-
ternzeit ein Anspruch auf Entgeltersatzleistung nach 
SGB III bestanden hat. Ebenso können Personen, die 
ihre Beschäftigung oder den Bezug von ALG durch 
eine länger andauernde berufliche Weiterbildung un-
terbrechen, einen zuvor bereits bestehenden Arbeits-
losenversicherungsschutz im Wege der freiwilligen 
Weiterversicherung durch Zahlung eigener Beiträge 
aufrechterhalten (Versicherungspflicht auf Antrag). 
Beitragspflichtige Einnahmen sind in beiden Fallkons-
tellationen 50 Prozent der monatlichen Bezugsgröße 
bzw. der monatlichen Bezugsgröße (Ost), was 2016 
einen monatlichen Beitrag von 43,58 Euro bzw. 37,80 
Euro ergibt. 

• Die Bemessung des ALG für Personen in einer au-
ßerbetrieblichen Berufsausbildung wird an die Leis-
tungsbemessung nach einer betrieblichen Berufsaus-
bildung angeglichen und richtet sich künftig grund-
sätzlich nach der gezahlten Ausbildungsvergütung. 

• Die bis Ende des Jahres 2016 befristete Sonderrege-
lung zur verkürzten Anwartschaftszeit für überwie-
gend kurz befristet Beschäftigte wird bis zum 31. Juli 
2018 verlängert.  

• Die bis zum 31. Dezember 2016 befristete Leistung, 
nach der innovative Ansätze in der Arbeitsmarktpolitik 
erprobt werden (§ 135 SGB III), wird entfristet. 
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